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SCHWIERIGE ZEITEN 
BRAUCHEN DIE SPD

Liebe Genossinnen,
liebe Genossen,

wir erleben schwierige Zeiten, vielleicht 
mit die schwierigsten, die dieses Land 
seit über 70 Jahren erlebt hat. Ich kenne 
keine Bundesregierung, die so schnell 
vor so viele große Herausforderungen 
gestellt wurde wie die Regierung von 
Olaf Scholz. Wir arbeiten immer noch 
an den Folgen der Pandemie und müs-
sen weitere Corona-Wellen befürchten. 
Wir müssen unsere Energieversorgung 
sichern, und wir erleben einen Krieg in 
Europa, der unsere Welt an vielen Stel-
len aus den Angeln hebt und Millionen 
Menschen in die Flucht schlägt, eine 
Flucht auch zu uns. Das alleine ist eine 
gewaltige Aufgabe für unsere Städte 
und Gemeinden.

Wir erleben, wie Preise explodieren, wie 
die Inflation steigt und immer mehr 
Mitmenschen an den Rand ihrer finan-
ziellen Möglichkeiten geraten. Längst 
auch Menschen, die Arbeit haben und 

Steuern zahlen. Längst auch Betriebe 
und Firmen.

Ja, wir erleben schwierige Zeiten. Aber 
zum Glück hat die Bundesrepublik eine 
Regierung, die in diesen schwierigen 
Zeiten handelt. Und die Regierung von 
Bundeskanzler Olaf Scholz handelt. 
Sie handelt besonnen und entschlos-
sen. Sie hat einen klaren Kurs in der Au-
ßenpolitik gesetzt, sie unterstützt die 
Menschen in der Ukraine und sie hilft 
den Geflüchteten in unserem Land. Sie 
sichert Deutschland neue Energiequel-
len und sie treibt die Nutzung erneuer-
barer Energien voran. 

Und sie hat verstanden, dass wir in 
diesen schwierigen Zeiten nieman-
den allein lassen dürfen. Dass es Ent-
lastungen braucht wegen der drastisch 
gestiegenen Preise, dass es Hilfe braucht 
in dieser Zeit. Und dass man gerade in 
diesen Zeiten den Zusammenhalt in 
unserem Land stärken muss. Auch, weil 
andere diesen Zusammenhalt zerstören 
wollen.

Die Bundesregierung 
handelt und sie beweist, 
dass der Staat handeln 
kann. Genau darin liegt 
der Unterschied zu 
all den konservativen 
Kräften, die in weit sorg-
loseren Zeiten die Hände 
in die Taschen gesteckt 
haben – und sie nun 
nicht mehr herausbe-
kommen.

Gerade wir in Baden-
Württemberg erleben 
den Gegensatz zwischen 
der sozialdemokra-
tisch geführten Bun-
desregierung und der 
grün-schwarzen Lan-
desregierung, die viel 
klagt und jammert, 
aber rein gar nichts un-
ternimmt. Nicht gegen 
die Wohnungsmisere 
und fast nichts für die 
Energiewende im Land, 

nichts zur Entlastung der Menschen 
und nichts für unsere Wirtschaft, nichts 
gegen den Mangel an Fachkräften, 
schon gar nicht an den Schulen und in 
den Kitas. 

Wir werden in diesem Herbst und Win-
ter ganz besonders gefordert sein als 
SPD. Im Bund, um zu helfen und uns alle 
durch diese Krise zu bringen. Im Land, 
um wieder und wieder darauf zu drin-
gen, dass auch die grün-schwarze Regie-
rung endlich handelt.

Ich bin mir sicher: Gerade in diesen 
schwierigen Zeiten ist es Zeit für Soli-
darität, für einen fürsorgenden Staat, 
der die Menschen nicht alleine lässt, der 
Arbeitsplätze sichert, unsere Wirtschaft 
unterstützt.

Ja, ist eine schwierige, sehr schwierige 
Zeit.  Umso mehr ist es Zeit für die SPD.

Euer

Andreas Stoch

SCHWIERIGE ZEITEN 
BRAUCHEN DIE SPD

Andreas Stoch
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DARUM GEHT’S: Die wirtschaftliche 
Schieflage einiger Krankhäuser oder 
drohende Schließung kleiner Kran-
kenhäuser führen zu Verunsicherung 
bei vielen Bürger:innen. Insbesondere 
im ländlichen Raum schließen immer 
mehr Krankenhäuser. In den letzten 
zehn Jahren schrumpfte ihre Zahl von 
285 auf 249. Das Land hat bundesweit 
die geringste Bettendichte.

„Die Lage ist alarmierend. Das Land 
verfügt über keine objektiven Kri-
terien zur Krankenhaus-Planung 
und es mangelt an einer stabilen 
Finanzierung“, so Florian Wahl, ge-
sundheitspolitischer Sprecher der 

SPD-Landtagsfraktion, der die Positi-
onierung erarbeitet hat. „Das wollen 
wir ändern“. 

DAS FORDERN WIR: Nachdem über 
viele Jahre Krankenhäuser abgebaut 
wurden, muss jetzt Schluss sein! 
Die Schließungspolitik der Landes-
regierung muss sofort aufhören. 
Baden-Württemberg braucht eine flä-
chendeckende Versorgung mit Klini-
ken. Dafür muss das Land jetzt eine 
Planung vorlegen. Denn klar ist: Kran-
kenhaus-Planung ist Aufgabe des 
Landes und darf nicht in die Kreista-
ge delegiert werden.

Wir fordern, dass sich die Planung von 

DAS LAND MUSS FÜR GENÜGEND 
KRANKENHÄUSER SORGEN!

Behandlungsplätzen 
und Bettenzahlen nach 
dem Bedarf der Bevöl-
kerung und nicht allein 
nach dem Kriterium 
der Defizitvermeidung 
für Kliniken ausrichtet. 
Dafür braucht es zum 
einen eine bessere Fi-
nanzierung. Das Land 
muss seine Förderung 
von Investitionskosten 
an Krankenhäusern 
deutlich erhöhen: von 
2021 450 Millionen Euro 
auf 750 Millionen Euro!

Ein Notfallfonds in Hö-

Im Freiburger Biergarten – Diskussion über alles, was den Jusos unter den Nägeln brennt. Wir brauchen eine Weiterentwicklung des Nationalparks – konzeptionell und räumlich.

he von 100 Millionen Euro soll zudem 
für die Versorgung wichtige Kranken-
häuser in wirtschaftlichen Notlagen 
für einen begrenzten Zeitraum von 
maximal fünf Jahren unterstützen.

Das Thema ist komplex – umso wichti-
ger ist es, dass wir uns in die Debatten 
vor Ort einklinken und klare Position 
beziehen. Wir als SPD haben Antwor-
ten auf die Herausforderungen un-
serer Zeit und kümmern uns um die 
Sorgen der Menschen im Land.

Nutzt dafür unser Positionspapier und 
veranstaltet Diskussionsrunden dort, 
wo es gerade brennt. Unser gesund-
heitspolitischer Sprecher Florian Wahl 
steht euch gerne dafür zur Verfügung.

Gute Versorgung IN Krankenhäusern und MIT Krankenhäusern – ein Thema, 

das nicht nur uns, sondern vor allem die Menschen im Land seit Jahren beschäf-

tigt und zu heftigen Diskussion führt. Als SPD Baden-Württemberg fordern wir 

jetzt eine Neuorientierung der Krankenhaus-Politik im Land - denn die ist drin-

gend notwendig. Die grün-schwarze Politik der Krankenhaus-Schließungen in 

Baden-Württemberg muss enden.  

Unser Generalsekretär Sascha Binder konnte im Rahmen seiner Som-
mertour viele Impulse und Anregungen für seine politische Arbeit 
mitnehmen. Denn genau darum geht es: Der Generalsekretär nutzt 
die Sommerpause im Landtag, um sich mit möglichst vielen Men-
schen vor Ort auszutauschen – in Einrichtungen, Unternehmen oder 
beim Stammtisch –, und zu erfahren, wo die aktuellen Herausforde-
rungen in euren Regionen liegen. Welche Organisationen in eurer 
Region soll Sascha Binder bei seiner nächsten Tour durchs Land besu-
chen? Schickt uns eure Ideen an sascha.binder@spd.de .

IM GANZEN LAND VOR ORT

Bestens gerüstet für den Ernstfall – die 
Werksfeuerwehr des Landesairports in 
Stuttgart.

Zu Besuch im Heilbronner Heizkraftwerk – 
Versorgungssicherheit zu gewährleisten, ist 
jetzt das A und O.

Die neuen umfangreichen Entlastungen der sozialdemokratisch geführten Bun-

desregierung federn die stark steigenden Belastungen durch hohe Energiepreise 

ab und stärken dadurch den Zusammenhalt. Das 

65-Milliarden-Paket beweist, dass unsere sozial-

demokratisch geführte Bundesregierung nicht 

nur handlungsfähig ist, sie handelt auch schnell 

– und umfassend. Aber: Die Bewältigung dieser Krise ist eine gesamtstaatliche 

Aufgabe. Eine Aufgabe, die Bund, Länder und Gemeinden gemeinsam bewältigen 

müssen. 16 der 30 deutschen Städte mit den höchsten Mieten liegen in Baden-

Württemberg – wenn nun auch noch die „zweite Miete“ explodiert, also die Ne-

benkosten sich verdoppeln oder verdreifachen, können das viele Menschen nicht 

mehr aus eigener Kraft stemmen. Unser Landes-

vorsitzender Andreas Stoch fordert deshalb: „Der 

Bund hat erneut geliefert, nun muss die Landesre-

gierung nachziehen und ihren Teil dazu beitragen, 

dass in Baden-Württemberg niemand mit den gestiegenen Kosten allein gelassen 

wird. Ein wichtiger Schritt wäre hier die Bereitschaft der Landesregierung, eine 

Anschlusslösung für ein günstiges Nahverkehrsticket mitzufinanzieren.“

NIEMAND WIRD
ALLEIN GELASSEN
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TERMINE OKT ’22
SA 1. OKT > JHV Forum 
Eine Welt (Stuttgart)  SA 
8. OKT > Landesvorstand 
(Stuttgart) SA 8. OKT >
Kreisvorsitzendenkonfe-
renz (Stuttgart) MO  10. 
OKT > AGS-Landesvorstand 
(Onlinekonferenz)  SA 15. 
OKT > ASF-Landesvorstand 
(Stuttgart) FR 21.  OKT >
Präsidium (Onlinekonfe-
renz) SA 22. OKT > Antrags-
kommission (Karlsruhe) SA 
29. OKT > Selbst Aktiv-
Landesvorstand  (n.n.)

NOV ’22
DO 10. NOV > 60 plus-Lan-
desvorstand (n.n.)  FR 11. 
NOV > ASF-Landesvorstand 
(Onlinekonferenz)   MO 14. 
NOV > AGS-Landesvorstand 
(Onlinekonferenz)  FR 
18. NOV > Präsidium 
(Friedrichshafen)  FR 18. 
NOV > Landesvorstand 
(Friedrichshafen)  FR 18. 
NOV > Antragskommission 
(Friedrichshafen)  SA 19. 
NOV > Landesparteitag 
(Friedrichshafen)  (Antrags-
schluss 8. OKT)

ANZEIGE

IMPRESSUM 
Herausgeber: SPD Landes-
verband Baden-Württemberg • 
Verantwortlich: Maja Schubert 
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zum 60. Parteijubiläum: 
 
 
 
 
 

zum 65. Parteijubiläum:

MEHR 
GERECHTIGKEIT 

IN DER KRISE:
DEUTSCHLAND 

PACKT DAS.
Mit 12 € Mindestlohn für Millionen Beschäftigte 

und mehr Tarifbindung und -treue in Zukunft.

Herausgeber: SPD-Parteivorstand, Wilhelmstraße 141, 10963 Berlin.

Jetzt
Produkte zur
Mindestlohn-

Kommunikation
bestellen!

link.spd.de/
miloshop
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Mitte September wurde es so 
deutlich, dass niemand es 
mehr übersehen konnte: 

Während die Bundesregierung von Olaf 
Scholz gerade das jüngste große Entlas-
tungspaket auf den Weg gebracht hatte, 
während der Bundeswirtschaftsminis-
ter an weiteren Hilfen für Handwerk 
und Betriebe arbeitete – genau während-
dessen gab Ministerpräsident Kretsch-
mann in Stuttgart zu Protokoll, er lehne 
das Entlastungspaket ebenso ab wie die 
Vorschläge für eine Nachfolge des Neun-
Euro-Tickets. Warum? Die Entlastung sei 
ihm zu teuer, sagte Kretschmann, sie sei 
„nicht stemmbar“.

Es ist absurd, wie quer Baden-Württem-
bergs Ministerpräsident inzwischen im 
Stall steht. Als Grüner wendet er sich re-
gelmäßig gegen die Bundesregierung, in 
der seine eigene Partei die zweitstärks-
te Kraft ist. Er heult mit dem Rudel der 
Unions-Ministerpräsidenten, als sei er 
mit einem CSU-Parteibuch zur Welt ge-
kommen. Vor allem aber macht seine 
Landesregierung das komplette Gegen-
teil dessen, was alle anderen Finger der 
öffentlichen Hand tun: Städte und Ge-
meinden, der Bund, die Europäische 
Union – alle unternehmen enorme 
Kraftakte, um den Herausforderungen 
dieses Krisen-Winters mit Energieknapp-
heit, Inflation und Preisexplosionen zu 
begegnen, um zu helfen. Nur die Lan-
desregierung bekommt selbst jetzt 
nicht die Hände aus den Taschen. Das 
kann und darf so nicht bleiben.

Auf der Herbst-Klausur der Landtags-
fraktion in Konstanz wurde unsere Liste 
der grün-schwarzen Versäumnisse lang 
und länger: Der Bund stemmt gewalti-
ge Entlastungen, die Landesregierung 
macht keinen Finger krumm und mault 
aus der Schmollecke. Baden-Württem-
berg hat die höchsten Mieten unter al-
len Bundesländern, den schlimmsten 
Wohnungsmangel und inzwischen auch 
dramatische Werte bei der Wohnungslo-
sigkeit in großen Städten. Irgendwelche 
nennenswerten Landesprogramme? 
Fehlanzeige.

In unseren Städten schließen schon jetzt 
gastronomische Betriebe, weil sie kein 
Personal mehr finden. Die Pandemie 
haben sie noch überlebt, den Mangel an 
Arbeitskräften nicht. Fachkräfteman-
gel ist keine schlimme Zukunftsvision, 
sondern die schlimme Gegenwart, bis in 
einem Jahrzehnt werden alleine in Ba-
den-Württemberg mehr Fachkräfte feh-
len, als Stuttgart Einwohner:innen hat. 
Was tut die Landesregierung, um unsere 
Wirtschaft vor dem Fachkräfte-Kollaps 
zu retten? Nichts.

An den Schulen ist der Fachkräfteman-
gel ebenfalls unübersehbar geworden: 
Noch nie war die Personalversorgung 
an Schulen und Kitas so schlecht wie in 
diesem Herbst. Das ist fatal, denn um 
den allgemeinen Fachkräftemangel zu 
bekämpfen, bräuchte es ja gerade genug 
Fachkräfte in der Bildung. Gut, hier hat 
die Landesregierung tatsächlich etwas 
getan, 500 neue Stellen für Lehrer:innen 
sollen geschaffen werden. Aber das be-
deutet an jeder Schule im Land nur zwei 
bis drei Lehrerstunden mehr pro Woche. 
Wir bräuchten Stützen, das bleibt ein 
Zahnstocher. Und bei der Ausbildung für 
Lehrkräfte und Kita-Fachleute läuft auch 
fast nichts. Doch man muss ja schon froh 
sein, wenn sich Grün-Schwarz wenigs-
tens minimal bewegt. 

An anderen dringenden Punkten bewegt 
sich gar nichts. Wenn wir nicht von Pu-
tins Gas abhängig sein wollen, brauchen 
wir den Ausbau der erneuerbaren Energi-
en noch dringender, als wir ihn seit Jah-
ren sowieso schon brauchen. Wachsen 
im grün regierten Baden-Württemberg 
nach all den beschämenden Jahren jetzt 
Wind- und Solarparks aus dem Boden? 

UNSERE FORDERUNG 
AN DIE LANDESREGIE-
RUNG: NICHT HEULEN, 
SONDERN HANDELN!
ANGST VOR ENERGIEMANGEL, EXPLODIERENDE 

PREISE, INFLATION: WAS DIE HERAUSFORDERUN-
GEN DIESES HERBSTES SIND, IST EIGENTLICH GANZ 

KLAR. ODER? SPD-FRAKTIONSCHEF ANDREAS STOCH 
SIEHT EINE GRÜN-SCHWARZE LANDESREGIERUNG, 
DIE VIEL KLAGT UND FORDERT, ABER SELBST NICHT 

DAS GERINGSTE TUT. EINFACH ZUSEHEN KANN UND 
WILL DIE SPD DA NICHT.

Nein, es tut sich weiter nichts.

Wir können froh und dankbar sein, in 
diesen schwierigen Zeiten eine Bundes-
regierung zu haben, die unter Führung 
von Olaf Scholz besonnen, aber ent-
schlossen handelt. Die Herausforderun-
gen sind riesig, und es kann nicht sein, 
dass der Bund, aber auch die Kommunen 
ackern, und das Land schaut zu und wa-
ckelt mit dem Kopf. Baden-Württemberg 
ist und bleibt bisher ein reiches Bundes-
land mit gewaltigen Finanzreserven. Wie 
kann es sein, dass diese Landesregierung 
der finanziellen Not so vieler Menschen 
achselzuckend zusieht?

Auf der Herbstklausur hat die SPD-Land-
tagsfraktion eine ganze Reihe konkreter 
Vorschläge erarbeitet, wie auch und ge-
rade das Land seinen Teil dazu beitra-
gen kann, dass alle so gut wie möglich 
durch diese schwierigen Zeiten kommen. 
Vorschläge für gezielte Entlastungen, 
maßgeschneidert gerade für die beson-
deren Umstände in Baden-Württemberg. 
Vorschläge für Hilfen angesichts immer 
höherer Energiepreise. Vorschläge für 
eine große Fachkräfteinitiative des 
Landes und spezielle Strategien, um so 
schnell wie möglich mehr junge Leu-
te ins Lehramtsstudium zu bringen. 
Vorschläge auch dafür, wie der soziale 
Wohnungsbau endlich so in Fahrt kom-
men kann, dass sich die Marktlage in 
Baden-Württemberg endlich wieder ins 
Normale wendet.

Wir werden die grün-schwarze Landes-
regierung wieder und wieder mit diesen 
Aufgaben konfrontieren und einfordern, 
dass endlich auch das Land die Ärmel 
hochkrempelt und mithilft. Wir werden 
es nicht zulassen, dass diese Landesre-
gierung nicht einmal in dieser Krise die 
eingerosteten Bremsen löst. Der Minis-
terpräsident fordert, dass der Bund etwas 
tut. Er fordert, dass die Kommunen etwas 
tun. Bei Corona sollen die Hausärzt:innen 
etwas tun, die Schulen sollen sich selbst 
helfen und die Wirtschaft auch. Wir wer-
den ihm klarmachen, dass auch seine ei-
gene Landesregierung gefordert ist und 
man die eigenen Hände auch zum An-
packen hat und nicht nur, um mit dem 
Finger auf andere zu zeigen.

Die SPD wird im Land tun, was sie kann. 
Damit das Land endlich tut, was es kann: 
Nicht heulen, sondern handeln.

Bei der Herbstklausur der SPD-Landtagsfraktion waren die Versäumnisse der 
Landesregierung ein wichtiges Thema.




